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60. Jahrestag der Befreiung:
Erinnerung contra Selbstentschuldung
Zu Beginn des Jahres war in der Wochenzeitung »Die Zeit«
zu lesen, der deutsche Interpretationsstreit um Ausch-
witz und die Bewertung des Jahres 1945 sei entschieden.
Konsens sei heute: »Auschwitz war ein singuläres, ein
deutsches Verbrechen; Deutschland wurde befreit…«
Inzwischen dürfte im Vorfeld des Gedenkens an den 8. Mai
1945 klar geworden sein, dass diese Einschätzung etwas zu
optimistisch war. Sicher hat die Aufforderung Richard von
Weizsäckers aus dem Jahre 1985, den Mai 1945 auch als
Befreiung zu begreifen, eine größere Anhängerschaft in der
Gesellschaft der Bundesrepublik gefunden. Auch die
Bereitschaft, die Verantwortung für Auschwitz anzuneh-
men, ist deutlich gewachsen. Doch ob sich die »richtige
Interpretation der Geschichte« tatsächlich schon durchge-
setzt hat, muss bezweifelt werden.
Es sind keineswegs nur Anhänger der NPD, die »Schluss
mit dem Schuldkult« machen wollen. Auch Mandatsträger
großer Parteien stören sich an dem von Weizsäcker einge-
forderten klaren Bekenntnis. Sie möchten »die seit Jahren
vorherrschenden Denkmuster der Belehrung, der Fokussie-
rung auf Auschwitz als Erinnerungsreligion … überwin-
den«. Unverhohlen wird über die offizielle »›politisch kor-
rekte‹ Gedächtnispolitik« geklagt. Der Ruf nach einer
neuen Gesamtschau ist der Ruf nach Relativierung der Ver-
antwortung, die sich aus der deutschen Geschichte zwi-
schen 1933 und 1945 ergibt. Wer deutsche Opfer gegen
deutsche Verbrechen aufrechnet, will nicht mehr histori-
sche Wahrheit, er will vielmehr die Sicht auf Ursache und
Wirkung verschleiern. Die Debatte um die Entschädigung
der Zwangsarbeiter und die Empörung über die Wehr-
machtsausstellung in den letzten Jahren zeigen, dass der
Wunsch nach Relativierung und Entlastung der Erinnerung
keineswegs nur ein Anliegen politischer Einzelgänger ist.
Schützenhilfe erhalten solche Kräfte von einflussreichen
Vertretern der Zeitgeschichtsschreibung, die die Interpreta-
tion des 8. Mai 1945 als »Tag der Befreiung und des Sie-
ges« den »Lügen und Legenden sowjetischer Geschicht-
spropaganda« zuordnen. Der Zusammenbruch des
Ostblocks habe aber »den Weg zu neuen Perspektiven und
Bewertungen der Geschichtsschreibung eröffnet«. Aus die-
sem geschichtsrevisionistischen Blickwinkel bildet erst das
»Verschwinden der Sowjetunion und ihres Imperiums …
den logischen Schluss-punkt des Zweiten Weltkrieges«.
Dem Kalten Krieg fällt die Funktion eines Nachspiels des
Zweiten Weltkrieges zu und der Mai 1945 wird zur Zwi-
schenetappe einer Entwicklung, die erst 1989/90 vollendet
werden konnte. Unverkennbar bei diesen Neuinterpretatio-
nen ist die Ausrichtung an jener Spielart der Totalitaris-
mus-Theorie, die auf die Gleichsetzung von faschistischer
und kommunistischer Diktatur zielt.
In den Trend der Neuinterpretation, das heißt des
Geschichtsrevisionismus, ordnet sich die mediale Inszenie-
rung ein, die Guido Knopp für das Fernsehen und den
Buchmarkt zum Kriegsende bereit hält. Absichtsvoll wer-
den die Ereignisse im Westen und Osten separiert. So kön-
nen die letzten Tage und Wochen des Krieges im Westen
Deutschlands mit dem Titel »Befreiung« geadelt und die in
Deutschlands Osten unter den Stichworten »Vertreibung«
und »Sturm« abgewertet werden. Die Botschaft ist eindeu-
tig. Schon die Autoren des »Schwarzbuches des Kommu-
nismus« machten die Unterscheidung zwischen »zwei sehr
unterschiedlichen Arten« der Befreiung Europas zu einem
ihrer Leitgedanken. Während die eine im Westen zur Wie-
derherstellung der Demokratie führte, habe die im Osten
die Einsetzung neuer Diktaturen ermöglicht.
Die retrospektive Selbstgerechtigkeit, mit der der Mai
1945 aus dem Blickwinkel des Ausgangs der Systemaus-
einandersetzung am Ende des Jahrhunderts interpretiert
wird, hat wenig mit der historischen Situation und den
Ängsten, Sorgen und Hoffnungen der Menschen in jener
Zeit gemein.
Als in der Nacht vom 8. zum 9. Mai 1945 in Berlin-
Karlshorst Vertreter des Oberkommandos der Wehrmacht
vor den Vertretern  der Streitkräfte der Anti-Hitler-Koali-
tion die offizielle Urkunde über die bedingungslose Kapi-
tula-tion unterzeichnen mussten, atmeten  die Völker Euro-
pas auf. Für sie war ein Krieg zu Ende, dessen Ausmaße,
Zerstörungen und Opfer alles bis dahin Gekannte übertraf.
Die totale Niederlage des faschistischen Deutschland
besiegelte das Ende eines totalen Krieges, dessen Draht-
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2ziehern die deutsche Bevölkerung in ihrer Mehrheit lange
zugejubelt und buchstäblich bis fünf Minuten nach zwölf
Gefolgschaft geleistet hatte. Durch den Sieg der Anti-Hit-
ler-Koalition über den deutschen Faschismus und seine
Vasallen wurde ein verbrecherisches System nieder gerun-
gen, dessen Weltherrschaftspläne und Herrschaftspraxis
sowie Rassenwahn die menschliche Zivilisation generell in
Frage gestellt hatten. Es war nicht schlechthin ein Krieg zu
Ende gegangen. Eine existentielle Bedrohung war abge-
wendet worden. In das kollektive Bewusstsein der Völker
Europas haben sich diese Tage deshalb als Tage des Sieges
und der Befreiung eingeprägt.
Der Krieg war 1945 an seinen Ausgangspunkt zurückge-
kehrt. Hier in Berlin waren mit der »Machtergreifung« im
Januar 1933 die Weichen für die »Neuordnung Europas«
gestellt worden. Von hier aus wollte sich ein »Tausend-
jähriges Reich« über die versklavten Völker erheben. Dem
Terror nach innen folgte der Terror nach außen. Die Revi-
sion des Versailler Vertrages war das Vorspiel zur Erobe-
rung von »Lebensraum« und Rohstoffquellen, die den
planmäßigen Völkermord einschloss. In Berlin befanden
sich die Kommandozentralen des verbrecherischen NS-
Regimes. Hier fielen die Entscheidungen für die Entfesse-
lung des Zweiten Weltkrieges, für den »Fall Barbarossa«
und den Vernichtungskrieg gegen die Sowjetunion sowie
zur »Endlösung der Judenfrage«.
Der Sieg der Anti-Hitler-Koalition beendete den Zweiten
Weltkrieges in Europa. Während hier die Waffen schwie-
gen, hielten die verlustreichen Kämpfe zwischen Japan und
den USA mit ihren Verbündeten im asiatisch-pazifischen
Raum an. Der Achsen-Verbündete des »Dritten Reiches«
wollte an seinen Eroberungen festhalten. Seine Militärs
wähnten sich auf der koreanischen Halbinsel, dem chinesi-
schen Festland und in Indochina noch fest im Sattel. Statt
zu kapitulieren sollte eher die eigene Bevölkerung geopfert
werden. Der auf Wunsch der USA erfolgte Eintritt der
Sowjetunion in die Kampfhandlungen veränderte die
Situation. Mit drei Heeresgruppen zwang diese in wenigen
Tagen die Kwantung-Armee zur Aufgabe. Für den Atom-
bombenabwurf auf Hiroshima und Nagasaki gab es keine
zwingende militärische Notwendigkeit. Mit der bedin-
gungslosen Kapitulation Japans am 2. September 1945
wurde das Ende des Weltkrieges besiegelt.
Die Bilanz des Zweiten Weltkrieges überfordert auch
nach sechzig Jahren das menschliche Vorstellungsvermö-
gen. Sie bleibt eine Bilanz des Schreckens und damit dau-
erhafte Mahnung an die Nachgeborenen und an die Politik.
In den sechs Kriegsjahren von 1939 bis 1945 standen etwa
110 Millionen Soldaten unter Waffen. Nach neueren
Berechnungen starben mehr als 60 Millionen Menschen
bei Kampfhandlungen, durch Repressalien, Massenver-
nichtungsaktionen und Kriegseinwirkungen. Von den 18
Millionen Menschen, die das NS-Regime in Konzentra-
tionslager verbrachte, wurden 11 Millionen ermordet oder
durch Arbeit vernichtet. Unfassbar der industrielle Mas-
senmord an 6 Millionen europäischer Juden, die – wie auch
Sinti und Roma – dem Rassengenozid zum Opfer fielen. In
Deutschland mussten fast 8 Millionen und in Japan über 2
Millionen Menschen aus den eroberten Ländern Zwangs-
arbeit leisten. Mit über 27 Millionen Menschen hatte die
Sowjetunion die mit Abstand  größten Verluste zu bekla-
gen. China zahlte mit 15 Millionen, Polen mit 6 Millionen,
Jugoslawien mit 1,7 Millionen, Frankreich mit ca. 800 000,
die USA und Großbritannien mit jeweils 400 000 und Itali-
en mit 300 000 Toten ebenfalls einen hohen Blutzoll. Das
»Dritte Reich« verheizte für größenwahnsinnige Weltherr-
schaftspläne allein an den Fronten 6 Millionen deutscher
Staatsbürger. Die unermesslichen materiellen Schäden, die
Zerstörungen der Natur und deren Langzeitfolgen entzie-
hen sich exakten Berechnungen.
Noch nie zuvor in der Geschichte waren derart giganti-
sche mörderische Energien auf Schlachtfeldern und im
Hinterland mobilisiert worden. Die bis dahin übliche Dif-
ferenzierung zwischen militärischen Kombattanten und
nichtkämpfender Zivilbevölkerung sowie die Grenzen zwi-
schen Front und Hinterland waren aufgehoben.
Zum fatalen Erbe des Zweiten Weltkrieges zählt die
Atomwaffe. Die USA setzten diese neuartige Massenver-
nichtungswaffe noch kurz vor Kriegsende ein und eröffne-
ten damit eine verhängnisvolle Entwicklung. Im Rahmen
des Rüstungswettlaufes der Nachkriegszeit steigerte sich
das verfügbare Vernichtungspotenzial zur Möglichkeit des
atomaren Overkill. Diese Gefahr ist auch nach dem Ende
der Blockkonfrontation keineswegs gebannt. Das Krebsge-
schwür nuklear-technischer und computergestützter Waf-
fensysteme bleibt eine Bedrohung menschlicher Existenz.
Der Sieg über den deutschen Faschismus und die Befrei-
ung Europas waren eine Leistung aller Verbündeten in der
Anti-Hitler-Koalition. Sie kann und sollte deshalb auch
nicht einseitig vereinnahmt werden. Die von der Block-
konfrontation geprägten Erinnerungsmuster, die vorwie-
gend auf die jeweils eigene Leistung ausgerichtet waren,
sind auch nach 15 Jahren noch nicht überwunden. Die Fei-
ern zum 60. Jahrestag der Landung der alliierten Streit-
kräfte in der Normandie im Juni 2004 lassen eher vermu-
ten, dass ein neues Ungleichgewicht der Erinnerung
befestigt werden soll. Dem entgegen ist jedoch festzuhal-
ten: Nur in einer gemeinsamen Anstrengung konnte die
menschliche Zivilisation vor einem Terrorregime gerettet
werden, das vor keinem Verbrechen zurückschreckte.
Diese Bedrohung führte Staaten unterschiedlicher Gesell-
schaftsordnung und Menschen unterschiedlichster Weltan-
schauung und politischer Orientierung zusammen. Die
Lieferungen von Waren, Waffen und Ausrüstungen halfen
der Sowjetunion dem Druck des hochgerüsteten Aggres-
sors standzuhalten. Die langerwartete zweite Front ver-
kürzte die letzte Phase des Krieges in Europa erheblich. An
der Seite der Streitkräfte der Anti-Hitler-Koalition kämpf-
3ten Partisanen und Widerstandskämpfer in allen okkupier-
ten Gebieten für die Freiheit ihrer Heimatländer. An der
abschließenden Berliner Operation nahmen auch polnische
Soldaten teil. Mit dem Überfall auf ihre Heimat hatte der
Zweite Weltkrieg begonnen. Deutsche Antifaschisten reih-
ten sich ebenfalls in die Armeen der Anti-Hitler-Koalition
und in die Partisanen- und Widerstandsgruppen ein. Nicht
vergessen werden dürfen die mutigen Frauen und Männer,
die aus den unterschiedlichsten Motiven unter ständiger
Lebensgefahr in Deutschland selbst Widerstand gegen das
NS-Regime leisteten. Obwohl sie eine verschwindende
Minderheit blieben, hielten sie mit ihrem persönlichen Ein-
satz die Hoffnungen auf das andere Deutschland aufrecht.
Die Hauptlast im Kampf gegen Nazi-Deutschland trug
die Sowjetunion. Sie hatte den entscheidenden Anteil am
Sieg. Die Ostfront war die Hauptfront des Zweiten Welt-
krieges. Das wurde von den westlichen Verbündeten der
UdSSR unter dem Eindruck der Ereignisse auch wieder-
holt gewürdigt. Lange bevor endlich die zweite Front
eröffnet wurde, hatten sowjetische Soldaten den Feind vor
Moskau gestoppt, in Stalingrad die Wende des Krieges
erzwungen und im Kursker Bogen die größte Panzer-
schlacht des Zweiten Weltkrieges für sich entschieden. Die
sowjetischen Streitkräfte zerschlugen 607 deutsche sowie
mit Deutschland verbündete Divisionen. Drei Viertel seiner
Kriegsverluste erlitt das Dritte Reich an der Ostfront.
Der Preis für diese Leistung war hoch. Zwischen 8 und
11 Millionen sowjetische Soldaten ließen dafür an der
Front ihr Leben. Vier Millionen sowjetische Kriegsgefan-
gene überlebten die deutschen Lager nicht. Mehr als 13
Millionen Zivilpersonen wurden getötet oder starben unter
den unmittelbaren Kriegseinwirkungen. 
»Nie wieder Faschismus und Krieg«, lautete die Bot-
schaft, die sich 1945 aus bitterer Erfahrung ergab und die
auch in Deutschland breiten Widerhall fand. Das schloss
die Frage nach Verantwortung und Schuld, insbesondere
nach den Verantwortlichen und den Profiteuren des Krieges
und des NS-Systems ein. Es war deshalb nicht verwunder-
lich, dass sich die Blicke auf jene Kreise aus Industrie und
Grundbesitz richteten, die den Machtantritt der Nazis
zumindest wohlwollend geduldet, wenn nicht gefördert,
jedenfalls aber von deren Eroberungs- und Vernichtungs-
politik profitiert hatten. Diese antikapitalistische Stoßrich-
tung des Antifaschismus war in den Erfahrungen seit den
beginnenden dreißiger Jahren begründet. Die Siegermäch-
te des Zweiten Weltkrieges verständigten sich in Potsdam
im Sommer 1945 nicht von ungefähr auf die Ausrottung
des »deutschen Militarismus und Nazismus« sowie die
»Vernichtung der bestehenden übermäßigen Konzentration
der Wirtschaftskraft, dargestellt durch Kartelle, Syndikate,
Trusts und andere Monopolvereinigungen«. Neben den
Naziführern saßen auf der Anklagebank in den Nürnberger
Kriegsverbrecherprozessen auch Spitzenvertreter der deut-
schen Wirtschaft und Staatsbeamte. Die Sanktionen der
Siegermächte sollten sicherstellen, dass von deutschem
Boden nie wieder eine Gefahr für Europa und die Welt aus-
gehen kann. Diese völkerrechtliche Verpflichtung darf
nicht in Vergessenheit geraten.
Als Konsequenz aus den Lehren des Zweiten Weltkrie-
ges wurde die Organisation der Vereinten Nationen
geschaffen. Sie trat faktisch das Erbe der Anti-Hitler-
Koalition an. Am 25. April 1945, dem Tag, an dem sich
amerikanische und sowjetische Verbände an der Elbe bei
Torgau trafen, begannen in San Francisco die Verhandlun-
gen, die am 26. Juni 1945 in die Unterzeichnung der Char-
ta der Vereinten Nationen mündeten. Die Charta fixierte
Grundsätze der Staatenbeziehungen und des internationa-
len Rechts. Vertreter von 55 Staaten unterschrieben damals
das Regelwerk der Vereinten Nationen, das den Verzicht
auf militärische Gewalt in den zwischenstaatlichen Bezie-
hungen fordert und Kriege nur zum Zwecke der Verteidi-
gung eines Staates gegen eine Aggression und mit Billi-
gung der Staatengemeinschaft rechtfertigt. An die
UN-Gründung knüpfte sich die Hoffnung, einer erneuten
Bedrohung des Weltfriedens und der menschlichen Zivili-
sation mit vereinten Kräften erfolgreich entgegentreten zu
können. 
Angesichts der dramatischen Erfahrungen seit 1933 war
nach 1945 in Deutschland eine einfache Rückkehr zur Vor-
kriegsordnung ausgeschlossen. Das politische und gesell-
schaftliche System der Zwischenkriegszeit, das Faschis-
mus und Zweiten Weltkrieg hervorbrachte bzw. in der
Abwehr der Bedrohung zunächst versagte, stand auf dem
Prüfstand. »Zwei Weltkriege haben den Beweis erbracht,
dass die zum Krieg treibenden Kräfte in Deutschland in der
Zusammenballung der Kapitalmächte … und in dem Miss-
brauch ihrer wirtschaftlichen Vormachtstellung zu suchen
ist«, hieß unmissverständlich in der Entschließung der II.
Interzonenkonferenz der Gewerkschaften vom Dezember
1946 in Hannover. Die Forderung nach gesellschaftlichen
Veränderungen und die Chance ihrer Verwirklichung erga-
ben sich zwangsläufig aus dem Fazit der ersten Jahrhun-
derthälfte. 
Während für die Frauen und Männer, die aus Zuchthäu-
sern, Konzentrationslagern und aus der Emigration zurück-
kehrten, der Mai 1945 als Befreiung und Chance nie in
Frage stand, sprachen traditionelle Eliten, die die Aufbau-
jahre der Bundesrepublik maßgeblich beeinflussten, von
Zusammenbruch oder Kriegsende und beschworen die
Fortexistenz des Deutschen Reiches. In der Deutschen
Demokratischen Republik wurde der 8. Mai 1945 bereits
kurz nach ihrer Gründung als Tag der Befreiung zum staat-
lichen Feiertag erhoben. In der Bundesrepublik Deutsch-
land stieß noch 1985 die Aufforderung des Bundespräsi-
denten Richard von Weizsäcker, den 8. Mai 1945
ungeachtet widersprüchlicher Erfahrungen auch als Tag
der Befreiung zu begreifen, auf ein geteiltes Echo und
sogar auf erbitterte Ablehnung. Bis heute halten die Versu-
4che an, die Bedeutung dieses Tages unter Verweis auf deut-
sche Opfer zu relativieren. Erkenntnisse und Einsichten der
kritischen Zeitgeschichtsforschung werden nach wie vor
nur zögerlich angenommen. Das in Filmen und Erzählun-
gen der fünfziger Jahre im Westen kultivierte Muster, das
eine »anständige« Mehrheit der Deutschen und eine
»unbescholtene« Wehrmacht von den Verbrechen des NS-
Regimes und seiner Spitzenfunktionäre abhob, wurde nur
zu gern angenommen und verfehlte seine Wirkung nicht.
Gefolgschaftstreue zu Hitler, massenhafte Loyalität im
NS-Regime, Mitverantwortung und Verstrickung in die
Verbrechen des Faschismus konnten so verdrängt werden.
Erst die Achtundsechziger stellten diesen Mythos ernsthaft
in Frage.
Die Mechanismen der deutschen »Selbstentschuldung«
wirken dennoch weiter. Eine bis heute gängige Methode,
Schuld und Verantwortung für Faschismus und Weltkrieg
zu verschleiern, ist, diese Schuld zu personalisieren. Die
Floskel von »Hitlers Krieg« ist inzwischen in verschiede-
nen Variationen zum Thema ganzer Fernsehserien und sie
begleitender Publikationen geworden. Indem alles auf eine
einzelne Person und ihr unmittelbares Umfeld projiziert
wird, werden die Staatsbürokratie und die Kriegsgewinnler
mit ihren unternehmerischen Interessen zu Statisten und
Mitläufern der Ereignisse, die sie in Wahrheit gefördert,
mitgetragen und mitgestaltet haben. Die Mehrheit der
Deutschen erfährt als verführte Masse Absolution. Wer
hätte sich auch der »Suggestion des Führers« entziehen
sollen? Dass die Millionen Mitläufer über Jahre zugleich
korrumpierte Nutznießer des Bösen waren und von Juden-
verfolgung und der Ausplünderung der besetzten Länder
profitierten gerät dabei oft aus dem Blick.
Wie schwer sich die Gesellschaft der Bundesrepublik
mit der Auseinandersetzung zu Faschismus und Krieg tat,
offenbarte bereits die heftige Debatte um die Verjährungs-
fristen für NS-Verbrechen in den sechziger Jahren. Der
Forderung nach schonungsloser Verfolgung und Aburtei-
lung der Schuldigen stellte sich schon damals der Ruf 
nach einem »Schlussstrich« entgegen. Die Entscheidung
des Bundestages, den Beginn der Verjährungsfrist auf den 
31. 12. 1949 zu verlegen und damit auch in den folgenden
Jahren eine Verfolgung und Verurteilung zu ermöglichen,
fiel mit deutlicher Mehrheit. Ein anderes Votum hätte die
Bundesrepublik wenige Jahre nach dem spektakulären
Eichmann-Prozess in Israel international isoliert. Jeder
fünfte Abgeordnete hatte dem entsprechenden Gesetz den-
noch seine Zustimmung verweigert.
In Ostdeutschland verfügten die Antifaschisten über
genug Einfluß, um viele Menschen zum Umdenken zu
bewegen. Die Aufforderung, die antifaschistische Position
einer Minderheit als gesellschaftlichen Grundkonsens zu
übernehmen und sich bei den »Siegern der Geschichte«
einzureihen, förderte einerseits die Integration, ermöglich-
te aber andererseits ebenfalls Verdrängung. Die besondere
Verantwortung der wirtschaftlichen, politischen und
militärischen Führungsgruppen des Deutschen Reiches für
NS-Regime und Krieg und die daraus erwachsenden Kon-
sequenzen blieben jedoch für die DDR konstituierend.
Wenn einseitige Ausrichtungen sowie ritualisierte und
erstarrte Formen der Erinnerung im Osten Deutschlands
kritikbedürftig sind, ändert das nichts daran, dass die Wür-
digung des 8. Mai 1945 als Tag der Befreiung die histori-
schen Erfahrungen der Völker Europas adäquat widerspie-
gelt.
Selbstverständlich sind die Erfahrungen mit Geschichte
an das Individuum gebunden und damit zunächst individu-
ell. Nicht selten decken sie sich nicht mit der objektiven
Bedeutung des jeweiligen Ereignisses. Erst aus dem gesell-
schaftlichen Diskurs schälen sich die Erfahrungen und Ein-
sichten heraus, die den Konsens der kollektiven Erfahrung
ausmachen. Für viele Deutsche verband sich das Kriegsen-
de zunächst mit dem Gefühl der Niederlage. Sie erlebten
deshalb diese Zeit als Lebenskatastrophe. Übergriffe, eine
rigide Besatzungspolitik und der Verlust der Heimat, von
dem schätzungsweise zwölf Millionen Menschen betroffen
waren, bestärkten sie darin. Dennoch wurden auch die
Deutschen befreit, unabhängig davon, wie sie die Ereignis-
se in jenen Tagen erlebten und bewerteten. Sie wurden
befreit von den Schrecken des Krieges. Sie konnten aufat-
men. Sie hatten überlebt. Sie wurden befreit von der Rolle,
die sie als Gefolgschaft eines mörderischen Regimes
gespielt hatten. Sie wurden befreit von der Möglichkeit
einer schandbaren Perspektive als Sklavenhalter Europas.
Deutschland, das »Volk der Dichter und Denker« hatte sich
selbst als »Volk der Mörder und Henker« diskreditiert.
Nach dem 8. Mai 1945 hatte Deutschland wieder eine
Zukunft.
Wem es gegenwärtig und künftig ernst ist mit der
Abwehr der neonazistischen Gefahr und mit der Zurück-
drängung des Rechtsextremismus, der muss sich auch
gegen den mehr und mehr um sich greifenden Geschichts-
revisionismus wenden. Wer »Schluss mit dem Schuldkult«
ruft, will historische Erfahrung vergessen machen und Ver-
antwortung leugnen. In einer Situation, in der nur noch
wenige Vertreter der Zeitzeugengeneration leben und die
Kriegskindergeneration bereits von den Nachgeborenen
abgelöst wird, ist es um so wichtiger, welche Aussagen und
Einsichten die Erinnerungskultur über den Mai 1945 prä-
gen. Eine deutsche Demokratie, die sich nicht eindeutig zu
ihren antifaschistischen Ursprüngen bekennt, gibt sich
selbst auf. Es liegt an uns selbst, welcher Sinn dem histori-
schen Datum 8. Mai 1945 verliehen wird.
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